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Jean-Claude Trichet und BenBernanke sind in diesen Tagen
nicht zu beneiden. Die beidenNo-
tenbank-Chefs stecken in einem
Dilemma und müssen sich ent-
scheiden: Nehmen sie wachsende
Inflationsgefahren hin, oder räu-
men sie den anhaltendenKonjunk-
turrisiken einen höheren Stellen-
wert ein? Angesichts der erneut
aufkommenden Unsicherheiten
über die Lage der Banken muss
die Europäische Zentralbank weg
von ihrer alleinigen Ausrichtung
auf die Inflation. Sie sollte der
wirtschaftlichenEntwicklungVor-
rang geben und die Finanzmärkte
beruhigen. Das ist erste Pflicht.
Die EZB wird bei ihrer Sitzung

in dieser Woche deshalb die Leit-
zinsen unverändert lassen. Dem
Beispiel der gelockertenUS-Geld-
politikwird sie hingegen nicht fol-
gen. Trotzdemdarf sich dasDirek-
torium auf eine lebhafte Diskus-
sion gefasst machen. Nicht um-
sonst hat Axel Weber als Präsi-
dent der Deutschen Bundesbank

bereits im Vorfeld verdeutlicht,
dass die jüngste Entwicklung der
Inflation ihmSorgenmacht und er
sie auf demWeg in Richtung inak-
zeptabler drei Prozent sieht.
Damit begibt er sich schnur-

stracks in das Lager der Falken.
Denn derzeit dämpft der starke
Euro die Ölrechnung in Euro-
Land. Außerdem werden die Un-
ternehmen durch die strengeren
Standards der Banken bei der Kre-
ditvergabe gebremst und geben
weniger Geld aus. Das heißt: Nach
zwei Jahrenmit kräftig steigenden
Bruttoinvestitionen ist zumindest
mit einer Pause zu rechnen.
Eine Zinssenkung in Europa

steht bis Jahresende nur in einem
Fall in den Karten: Wenn die Kre-
ditkrise unvorhersehbare Aus-
maße annimmt und ein Einbruch
der Nachfrage zu befürchten ist.
Zuvorwirddie EZB lieber vorüber-
gehend Liquidität in den Markt
pumpen, um für eine Entspan-
nung bei den Banken zu sorgen.
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Lange schien sie aus den vorde-
ren Rängen öffentlicher Auf-
merksamkeit verdrängt. Nun

steht sie wieder im Scheinwerfer-
licht: die Agenda 2010. Jenseits des
notwendigen politischen Streits ist
es auch aus rein ökonomischer Per-
spektive geboten, nachmehr als zwei
Jahren wirtschaftlicher Erholung
eine Zwischenbilanz über die Ar-
beitsmarktreformen zu ziehen.
Das Grundproblem der Agenda

2010 ist nach wie vor, dass sie aus-
schließlich ein Projekt ökonomi-
scher und politischer Eliten ist. In
der breiten Bevölkerung findet sie
trotz vielfältiger Bemühungen nie
den Rückhalt wie in denMedien und
in der ökonomischen Zunft. Das hat
nicht nur Folgen fürWahlergebnisse,
sondern auch für ökonomisches Ver-
halten.
Die breite Verunsicherung wäh-

rend der Reformphase hat neben den
materiellen Belastungen, die auf die
Bevölkerung niedergingen, die Bin-
nennachfrage erheblich geschwächt.
Dies hat dazu beigetragen, den Auf-
schwung, der bereits im Jahr 2004
vondenRahmenbedingungenher an-
gelegt war, hinauszuzögern. Bis
heute ist das grundsätzliche Miss-
trauen gegenüberReformendes Sozi-
alsystems nicht gewichen. Dies
schwächt die Konsumneigung und
damit eine zentrale Triebfeder für ei-

nen lange anhaltenden Aufschwung.
Es hilft auch nicht, Stolz zu propa-

gierenund jedeZuckungderArbeits-
marktstatistik als Reformerfolg zu in-
terpretieren. Das große Bild zeigt ei-
nenArbeitsmarkt, der in ganznorma-
lerWeise positiv auf einenkonjunktu-
rellenAufschwung reagiert. Dazu ge-
hört auch der zuletzt überproportio-
nale Rückgang bei den älteren Ar-
beitslosen, derenAnteil sich imÜbri-
gen bereits vor derAgenda 2010 dank
des Abbaus von lohnenden Möglich-
keiten zur Frühverrentung von ei-
nem Drittel auf ein Viertel reduziert
hatte – also in etwa auf denWert, der
auch heute noch gilt.
Eswäre glaubwürdiger undbefrei-

ender, wenn Sinn undNutzen derAr-
beitsmarktreformen in der Agenda
2010 endlich realistisch interpretiert,
aber zugleich dieGrenzen diesesAn-
satzes aufgezeigt würden. Kern der
Arbeitsmarktreformen war es, einer-
seits die Anreize zur Arbeitsauf-
nahme zu erhöhen, indem die Ar-
beitslosenhilfe abgeschafft wurde
und so die Transferleistungen für die
Mehrheit der Langzeitarbeitslosen
deutlich sanken. Andererseits sollte
kein Arbeitslosermehr zumpassiven
Transferempfänger degradiert wer-
den, sondern durch individuell ange-
passteMaßnahmengefördert undda-
mit für den Arbeitsmarkt aktiviert
werden. All dieses dient dazu, die in-

dividuellen Beschäftigungschancen
zu erhöhen. Dies ist verdienstvoll
und legitimiert den Kern einer sol-
chenReform.
Man sollte aber auch die Neben-

wirkungen und Grenzen des Ansat-
zes nicht aus den Augen verlieren.
Eine der spürbarsten Nebenwirkun-
gen ist der merklich verschärfte

Lohndruck nach unten. Von man-
chen war dies gewollt, weil sie sich
hiervon mehr Arbeitsplätze in die-
semSegmentdesArbeitsmarktes ver-
sprachen.Dieser Erfolg ist bisher aus-
geblieben, denn der Aufschwung am
Arbeitsmarkt begann – wie üblich –
dort, wo die Güternachfrage am
stärksten expandierte. Dies waren
die Exportwirtschaft und die Investi-
tionsgüterindustrie, nicht gerade Be-
reiche, in denen Langzeitarbeitslose
wieder Beschäftigung finden. Statt-
dessen hat der Lohndruck die Ein-
kommensperspektiven vieler ge-
drückt, was sich gleichfalls negativ

auf die Konsumneigung auswirkte.
Die erhoffte Beschäftigungswir-

kung des Lohndrucks ist ausgeblie-
ben, weil er mit einem negativen
Nachfrageimpuls einherging. Dies
hätte vermieden werden können,
wenn man zeitgleich Mindestlöhne
eingeführt hätte, die dem Lohndruck
zumindest eine untere Schranke ge-
setzt hätten. Dieser Zusammenhang
ist aber seinerzeit nur von wenigen
gesehenworden.
Diese Überlegungen zeigen aber

auch die Grenzen der Arbeitsmarkt-
reformen auf: Sie können keinenAuf-
schwung auslösen. Im besten Fall,
der in Deutschland eben wegen des
Lohndrucks aber nicht gegeben war,
behindern sie diewirtschaftlicheDy-
namik nicht. Der Aufschwung geht
immer vom Gütermarkt aus. Dessen
wichtigste Auslöser sind jedoch im
Auslandund inder binnenwirtschaft-
lichen Stabilisierungspolitik zu su-
chen.
So haben die hervorragende Ex-

portkonjunktur und das Ende des fis-
kalpolitischen Bremskurses in den
Jahren 2005/2006 entscheidend dazu
beigetragen, die Konjunktur in
Deutschland zu beleben. Nur bei ho-
her Dynamik auf den Gütermärkten
entstehen neue Arbeitsplätze, greift
also einAufschwung auf denArbeits-
markt über. Deshalb steigt auch die
Beschäftigung nicht gleich zu Beginn

eines Aufschwungs, sondern erst,
wenn dessen Dynamik die Beschäfti-
gungsschwelle überschreitet. Imder-
zeitigen Aufschwung hat sich diese
Wirkung erst im Laufe des Jahres
2006 entfaltet. Erst seither sind trotz
höherer individueller Flexibilität die
gesamtwirtschaftlichen Beschäfti-
gungschancen spürbar gestiegen.
Dies allerdings auf die Arbeitsmarkt-
reformen zurückzuführen ist ein Irr-
tum.
Gleichwohl könnten die Refor-

men im späteren Verlauf des Zyklus
noch hilfreich sein. Wenn nach einer
hoffentlich langen Aufwärtsentwick-
lung Arbeitskräfte knapp werden,
dürften die verstärkten Arbeitsan-
reize ein erhöhtes Arbeitskräftepo-
tenzial zur Wirkung kommen lassen.
Der Aufschwung kann dann länger
anhalten, als dies ohne die Reformen
geschehenwürde.
Wenn man diese Möglichkeiten

und Grenzen der Reformen beachtet
und sie in den richtigen Rahmen
stellt, sollte sich ein erheblich nüch-
ternerer Umgang mit der Agenda
2010 einstellen. So können Änderun-
gen und vor allem Verbesserungen
umgesetzt werden, die nicht zuletzt
auch die Akzeptanz der Agenda 2010
in der Bevölkerung steigen lassen.
Daswürde auch derwirtschaftlichen
Entwicklung zugutekommen.
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D ie unverhohlene Freude, mit
der Deutschlands Oberlok-

führer Manfred Schell, der Chef
der Gewerkschaft GDL, nach dem
Chemnitzer Richterspruchden ju-
ristischen Freibrief für Streiks in
allen Verkehrsbereichen der Bahn
quittierte, lässt das Schlimmste be-
fürchten. Die vergleichsweise
kleine Facharbeiter-Truppe der
Lokführer hat es jetzt in derHand,
den Schienenverkehr in Deutsch-
land massiv lahmzulegen und für
erhebliche volkswirtschaftliche
Schäden zu sorgen.
Abermals hat dieGewerkschaft

ein „Ultimatum“ an die Bahnfüh-
rung gestellt. Sie will ein neues
und besseres Angebot als das bis-
herige auf demVerhandlungstisch
sehen, dem sie allerdings bislang
ferngeblieben ist.
Es ist grotesk: Da wird in Inter-

views und Statements auf beiden
Seiten der Ernst der Lage und die
Sturheit der anderen Seite be-
klagt, aber überhaupt nicht mitei-
nander geredet. Und das schon

seitMonaten!Dasmag in derSand-
kiste im Streit ums Schäufelchen
gehen. Aber dieser Tarifkonflikt
gehört aus der Sandkiste heraus.
Mit Tarifautonomie hat dasNicht-
Verhandeln und bloße Beharken
jedenfalls nicht viel zu tun.
Wie immer in einer solchen

Lage werden beide Seiten nicht
vermeiden können, sich einander
anzunähern. Das fordert Opfer,
und man sollte wohl darauf be-
dacht sein, dass das Gegenüber
das Gesicht wahrt.
So kann der Bahnvorstand auf

die neuerliche Streikdrohung
nicht mehr nur mit Kopfschütteln
reagieren. Er sollte konkret aufzei-
gen,wieLokführer von längst anvi-
sierten neuen Entgeltstrukturen
konkret profitieren könnten. Und
der GDL sollte dies für ihre Mit-
glieder wichtiger sein als das Be-
harren auf einem eigenständigen
Tarifvertrag. Beide Seiten sollten
an eine Lebensweisheit denken:
Der Klügere gibt nach.
krummheuer@handelsblatt.com

EZB

Neue Priorität

BAHNSTREIK

Raus aus der Sandkiste!

D ie Türkei hat an der Grenze
zum Nordirak eine mächtige

Drohkulisse aufgebaut. Rund
100 000Soldatenhat Premierminis-
ter Recep Tayyip Erdogan an die
Grenze befohlen. Es ist fraglich, ob
Ankaras Regierungschef eine Inva-
sion des Iraks politisch überhaupt
noch verhindern kann. Denn im
Konflikt mit den Rebellen der kur-
dischen Arbeiterpartei der PKK
hat er sich in die Hände des Mili-
tärs begeben. Das ist eine Ironie
der Geschichte. Denn Erdogan
wollte den politischen Einfluss der
Generäle eigentlich beschränken.
Sollte sich die Regierung in An-

kara trotz aller Mahnungen aus
USA und EU entschließen, das
PKK-Problemmit Gewalt zu lösen,
droht ihr gleich mehrfaches Un-
heil. Dann stünde nicht nur der
Irak vor einer neuen Zerreißprobe.
Dannwürde auchdas spannungsge-
ladene Verhältnis zu den USA ei-
nem Zerwürfnis ausgesetzt, das
kaum zu kitten wäre. Und die EU
wird einer Invasion ebenfalls kaum
tatenlos zusehen können.

Von Erdogans heutigem Treffen
mit US-Präsident Bush hängt eine
Menge ab.Wenn sich Bush nicht in
ein gefährliches Dilemma manö-
vrieren will, so muss er dem türki-
schen Premier ein klares Konzept
vorlegen, denn Ankara will Taten
sehen. Washington will zwar ge-
meinsam mit Ankara gegen die re-
bellischen Kämpfer vorgehen.
Doch wie, das bleibt offen. Einen
Einmarsch des strategischen Ver-
bündeten kann Bush jedenfalls
nicht tolerieren.
Bush und Erdogan müssen also

über den Tag hinausdenken. Selbst
wenn ein Militärschlag kurzfristig
Entlastung schaffen könnte: Die
Wurzeln des Konflikts liegen zu
tief, als dass so eine dauerhafte Lö-
sung denkbar wäre. Nur wenn An-
kara den Kurden kulturell, poli-
tisch und wirtschaftlich eine Zu-
kunft in der türkischen Gesell-
schaft bietet, kann den Terroristen
jener Nährboden entzogen wer-
den, der den Konflikt immer wie-
der aufs Neue entfacht.
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TÜRKEI

Gefährliches Dilemma
D

ie Idee,Kaufhof undKar-
stadt zu fusionieren, geis-
tert schon seit Jahren
durch den deutschen
Einzelhandel. Dafür,

dass eine „Kaufstadt“ einer „Deut-
schen Warenhaus AG“, von der
schon frühere Vorstandsvorsitzende
von Karstadt-Quelle träumten, bald
Realität sein könnte, gibt es gute
Gründe.
Mit Thomas Middelhoff und Eck-

ard Cordes sitzen keine Krämersee-
len an der Spitze der deutschenKauf-
hauskonzerne, sondern knallharte
Strategen. Arcandor-Chef Middel-
hoff kommt von Bertelsmann, Me-
tro-Chef Cordes von Daimler-Chrys-
ler. Keiner von beiden gilt als Beden-
kenträger oder Bestandsschutzwah-
rer, wenn es um verlustreiche oder
renditeschwache Töchter geht. Als
ihr Verbindungsmann fungiert Ale-
xander Dibelius. Der Deutschland-
Chef der Investmentbank Goldman
Sachs hält engen Kontakt zu Cordes
und berät Middelhoff beim Umbau
der alten Tante Karstadt-Quelle zur
Holding Arcandor.
Die Zeit ist reif für Veränderung.

Die Landschaft im deutschenHandel
hat sich gewandelt. Doch Karstadt
undKaufhof blieben als dieK.u.k-Mo-
narchie der deutschen Innenstädte
ihrer Parole „Tausendfach alles unter
einem Dach“ und ihrem Leitstern ei-
ner „goldenen Mitte“ verhaftet. Wa-
ren, welche die Kunden den Konzer-
nen zu Zeiten des Wirtschaftswun-
ders und der Wiedervereinigung
noch aus den Regalen rissen, setzen
in der Überflussgesellschaft Staub

an. Den vielfältigen Interessen der
Deutschen wird eine ausdifferen-
zierte Handelslandschaft mit Dis-
countern und Fachhandelsketten
eher gerecht.
Doch es gibt durchaus Vorbilder

für erfolgreiche Kaufhauskonzepte
im In- und Ausland. Galerie Lafa-
yette in Frankreich, El Corte Inglés in
Spanien und Selfridges in Großbri-
tannien haben sich dem Wandel ak-
tiv gestellt und konzentrieren sich
heute auf das gehobene Genre. In
Deutschlandhat derHamburgerOut-
doorspezialist Globetrotter ein Zu-
kunftskonzept für den Sportfachhan-
del entwickelt. Globetrotter verkauft
nicht nur Steigbügel und Drei-La-
gen-Jacken wie etwa auch Karstadt-
Sport, sondern bietet mit Kletter-
wand und Kältekammer auch Mög-
lichkeiten zum Ausprobieren. Ein-
kaufen wird zum Erlebnis. Und da-
von profitieren sogar die anonymen
Verkaufskanäle vonGlobetrotter: Ka-
talog undOnline-Shop.
Der Wettbewerb und die Charak-

tere Cordes, Dibelius und Middel-
hoff machen eine Fusion von Kar-
stadt und Kaufhof wahrscheinlich.
Die Strategen brauchen aber auch
Köpfe und Konzepte für ihre „Kauf-
stadt“. Denn sonst ist es wieder nur
eine Frage der Zeit, bis eine deutsche
WarenhausAGeinÜbernahmekandi-
dat ist. DerName „Kaufstadt“müsste
Programm sein: ein Kaufhaus, das in
Atmosphäre und Angebot ausrei-
chend Anreize zum Kauf setzt und
den lokalen Bedürfnissen der Stadt
und ihrer Bevölkerung entspricht.
Der Aufbau solcher Kaufstädte

wird Investitionen in Milliarden-
höhe verschlingen und Jahre dauern.
Dasbedeutetwohl auch eineKonzen-
tration auf wenige Standorte. Jedes
dritte der bundesweit 203 Karstadt-
und Kaufhofhäuser steht daher auf
dem Prüfstand. In Städten wie Düs-
seldorf, in denen es je zwei Filialen in
fußläufiger Entfernung gibt, dürfte
es sogar jedes zweite sein.
Eine Katastrophe für den deut-

schen Einzelhandel? Mitnichten! Eine
gut sortierte und gestaltete „Kauf-
stadt“ ist allemal besser als mittelmä-
ßige Kaufhofs und Karstadts Tür an
Tür. Die Uniformität und Austausch-
barkeit vieler Innenstädte ist in Zeiten
von Filialisierung undFranchisesyste-
men mit Esprit, Bijou Brigitte und
Douglas an jeder Ecke schon längst
da. Dieses Konzept wurde von Kar-
stadt undKaufhof in den vergangenen
Jahrenhäufig nur kopiert. DieKonzen-
tration auf 100 plus x Standorte dürfte
zudem die Aussicht auf längere Öff-
nungszeiten erhöhen.
Ob es einer „Kaufstadt“ gelingt,

eine eigene Identität und innere Viel-
falt zu entwickeln, wie es Globetrot-
ter oder Galerie Lafayette vorma-
chen, bleibt abzuwarten. Noch hüllen
sich die Konzerne in Schweigen. Ob
es überhaupt zu einer Fusion kommt,
liegt zudem nicht nur in Middelhoffs,
Cordes’ und Dibelius’ Händen, son-
dern auch indenendesBundeskartell-
amts. Das Amt wird die Fusion nicht
nach Marktanteilen beurteilen, son-
dern nach der lokalen Verfügbarkeit
von Produktgruppen wie Bücher,
Nachtwäsche und Delikatessen.

kewes@handelsblatt.com

ZITATDESTAGES

Pervez Musharraf entpuppt
sich als Wiederholungstä-
ter. ZumzweitenMal seit sei-

nemPutsch 1999hat PakistansPrä-
sident und Armeechef den Not-
stand ausgerufen, die Verfassung
außer Kraft gesetzt und damit de
facto das Kriegsrecht verhängt.
Die Entmachtung der Justiz,

die massiven Einschränkungen
der Pressefreiheit sowie die Ver-
haftung namhafter Anwälte und
Oppositionspolitiker rechtfertigt
derMilitärherrschermit dem dro-
henden Kollaps der Nation unter
dem Ansturm radikaler Islamis-
ten.Dabei hat derGeneral die fort-
schreitende Destabilisierung des
zweitgrößten mehrheitlich musli-
mischenLandes derWelt entschei-
dend mit zu verantworten.
Schließlich geht dort seit acht Jah-
ren alleMacht von ihm aus.
Sein zweiter

Coup rückt Pakis-
tan noch näher an
denAbgrund. Denn
der kalte Staats-
streich schwächt
die einzigen Kräfte,
die dem Land lang-
fristig Stabilität ver-
sprechen: eine un-
abhängige Justiz,
eine freie Presse und säkulare, de-
mokratische Parteien. Nur starke
Institutionen können ein Ge-
spenst bannen, das moderate Pa-
kistaner so sehr schrecktwiewest-
liche Regierungen: eine Macht-
übernahme durch Taliban-nahe
Mullahs bei der bislang einzigen
Atommacht der islamischenWelt.
Diese Gefahr wächst. Das zeigt

sich seit dem Sturm auf die Rote
Moschee mitten in Islamabad im
Juli. Unweit des Präsidentenpalas-
tes hatten dort schwer bewaffnete
Taliban-Anhänger einen sicheren
Hort gefunden. Ein Blutbad been-
dete diesenVorstoß radikaler Isla-
misten. Doch aus Rache kam es zu
einer Anschlagserie, die bislang
etwa 800Tote forderte. Die Hälfte
davon fiel Selbstmordattentätern
zumOpfer.Nur im IrakwütenTer-
roristen noch brutaler.
Das bekommt Musharraf auch

am eigenen Leib zu spüren: Vier
Mal war er Zielscheibe von Atten-
taten, mehrfach hing sein Leben
an einem seidenen Faden. Und so
zeigt sich das Dilemma Pakistans:
DasMachtgefüge ist auf einen star-
ken Mann zugeschnitten. Findet
der Präsident und Armeechef ein
plötzliches Ende, könnte das Land
leicht ins Chaos stürzen.
Noch besorgniserregender ist

die schleichende Demoralisie-
rung seiner wichtigsten und
stärksten Institution.DerKrieg ge-
gen einen inneren Feind, für den
sie nicht geschaffen ist, ver-
schleißt die Armee. Beim Ver-
such, staatliche Kontrolle in den
Stammesgebieten entlang der af-
ghanischen Grenze auszuüben,
sindHunderte von Soldaten gefal-
len. Und dennoch dehnen die Isla-

misten ihre Einflussgebiete im-
merweiter über die ProvinzWazi-
ristan hinaus aus. Jetzt haben sie
auch die Kontrolle über das Swat-
Tal erlangt. Polizei und Militärs
flohen aus der einst friedlichen
Touristenhochburg. Zuvor hatten
sich an der afghanischen Grenze
300 Soldaten den Taliban ergeben
und ihren Oberbefehlshaber Mu-
sharraf so tief gedemütigt.
Dieser steht jedoch keineswegs

nur wegen der Islamistenmit dem
Rücken zur Wand. Das war viel-
mehr ein Vorwand für die Ausru-
fung des Notstands. Eine erstar-
kende säkulareOpposition gefähr-
det seine Macht viel mehr. Dank
kritischer Medien wurde die von
Musharraf imMärz verfügteAblö-
sung des obersten Verfassungs-
richters zum Rohrkrepierer. Eine
Massenbewegung erzwang des-

sen Wiedereinset-
zung. Der Justizap-
parat entwickelte
seither einevonvie-
lenunerwarteteWi-
derstandskraft ge-
gen die Willkür-
herrschaftMushar-
rafs. Der musste
fürchten, dass die
Verfassungsrichter

dieseWoche seine gerade erfolgte
Wiederwahl als Präsident annul-
lierenwürden.
Die rebellischen Medien und

die Juristen flößten der ge-
schwächten Zivilgesellschaft Pa-
kistans neuenMut ein. Sie begann,
sich neu zu organisieren. Götter-
dämmerung lag jedoch spätestens
in der Luft, als Hunderttausende
Anhänger der Oppositionsikone
Benazir Bhutto bei ihrer Rückkehr
aus dem Exil einen triumphalen
Empfang bereiteten. Konfrontiert
mit einem rasanten Popularitäts-
verlust, schien Musharraf bereit,
seinebröckelndeMachtmit Politi-
kern der Opposition zu teilen und
diese in eine gemeinsameFront ge-
gen Extremisten einzubinden.
Diese Chance hat der General

nun verspielt. Ihm muss gedäm-
mert haben, dass eine Zusammen-
arbeit mit Demokraten und die
zum Jahresende in Aussicht ge-
stellten freien Wahlen der Anfang
seines Endes wären. Musharrafs
Versprechen, das Land in eine De-
mokratie zu überführen, ist nun
als das enttarnt, was es immer
war: opportunistisches Ge-
schwätz zur Beruhigung der USA,
seineswichtigsten Alliierten.
Lässt der Westen Musharrafs

Finten aus kurzfristigen Sicher-
heitsinteressen wieder durchge-
hen, trägt er Mitverantwortung
für den Niedergang des Landes.
DenndasVakuum, das einemund-
tot gemachte Opposition und eine
neutralisierte Zivilgesellschaft
schaffen, ist für radikale Mullahs
ein Gottesgeschenk. Pakistan am
Abgrund, das kann dem Westen
nicht gleichgültig sein.

o.mueller@handelsblatt.com
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PERVEZMUSHARRAF,
PakistansPräsidentundArmeechef, in seinerBegründung für dieVer-
hängung des Ausnahmezustands über das Land.
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Reformen auf dem Arbeitsmarkt können keinen wirtschaftlichen Aufschwung auslösen
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„Ich kann
diesem Land
nicht erlauben,
Selbstmord
zu begehen.“
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Jean-Claude Trichet und BenBernanke sind in diesen Tagen
nicht zu beneiden. Die beidenNo-
tenbank-Chefs stecken in einem
Dilemma und müssen sich ent-
scheiden: Nehmen sie wachsende
Inflationsgefahren hin, oder räu-
men sie den anhaltendenKonjunk-
turrisiken einen höheren Stellen-
wert ein? Angesichts der erneut
aufkommenden Unsicherheiten
über die Lage der Banken muss
die Europäische Zentralbank weg
von ihrer alleinigen Ausrichtung
auf die Inflation. Sie sollte der
wirtschaftlichenEntwicklungVor-
rang geben und die Finanzmärkte
beruhigen. Das ist erste Pflicht.
Die EZB wird bei ihrer Sitzung

in dieser Woche deshalb die Leit-
zinsen unverändert lassen. Dem
Beispiel der gelockertenUS-Geld-
politikwird sie hingegen nicht fol-
gen. Trotzdemdarf sich dasDirek-
torium auf eine lebhafte Diskus-
sion gefasst machen. Nicht um-
sonst hat Axel Weber als Präsi-
dent der Deutschen Bundesbank

bereits im Vorfeld verdeutlicht,
dass die jüngste Entwicklung der
Inflation ihmSorgenmacht und er
sie auf demWeg in Richtung inak-
zeptabler drei Prozent sieht.
Damit begibt er sich schnur-

stracks in das Lager der Falken.
Denn derzeit dämpft der starke
Euro die Ölrechnung in Euro-
Land. Außerdem werden die Un-
ternehmen durch die strengeren
Standards der Banken bei der Kre-
ditvergabe gebremst und geben
weniger Geld aus. Das heißt: Nach
zwei Jahrenmit kräftig steigenden
Bruttoinvestitionen ist zumindest
mit einer Pause zu rechnen.
Eine Zinssenkung in Europa

steht bis Jahresende nur in einem
Fall in den Karten: Wenn die Kre-
ditkrise unvorhersehbare Aus-
maße annimmt und ein Einbruch
der Nachfrage zu befürchten ist.
Zuvorwirddie EZB lieber vorüber-
gehend Liquidität in den Markt
pumpen, um für eine Entspan-
nung bei den Banken zu sorgen.

landgraf@handelsblatt.com

Lange schien sie aus den vorde-
ren Rängen öffentlicher Auf-
merksamkeit verdrängt. Nun

steht sie wieder im Scheinwerfer-
licht: die Agenda 2010. Jenseits des
notwendigen politischen Streits ist
es auch aus rein ökonomischer Per-
spektive geboten, nachmehr als zwei
Jahren wirtschaftlicher Erholung
eine Zwischenbilanz über die Ar-
beitsmarktreformen zu ziehen.
Das Grundproblem der Agenda

2010 ist nach wie vor, dass sie aus-
schließlich ein Projekt ökonomi-
scher und politischer Eliten ist. In
der breiten Bevölkerung findet sie
trotz vielfältiger Bemühungen nie
den Rückhalt wie in denMedien und
in der ökonomischen Zunft. Das hat
nicht nur Folgen fürWahlergebnisse,
sondern auch für ökonomisches Ver-
halten.
Die breite Verunsicherung wäh-

rend der Reformphase hat neben den
materiellen Belastungen, die auf die
Bevölkerung niedergingen, die Bin-
nennachfrage erheblich geschwächt.
Dies hat dazu beigetragen, den Auf-
schwung, der bereits im Jahr 2004
vondenRahmenbedingungenher an-
gelegt war, hinauszuzögern. Bis
heute ist das grundsätzliche Miss-
trauen gegenüberReformendes Sozi-
alsystems nicht gewichen. Dies
schwächt die Konsumneigung und
damit eine zentrale Triebfeder für ei-

nen lange anhaltenden Aufschwung.
Es hilft auch nicht, Stolz zu propa-

gierenund jedeZuckungderArbeits-
marktstatistik als Reformerfolg zu in-
terpretieren. Das große Bild zeigt ei-
nenArbeitsmarkt, der in ganznorma-
lerWeise positiv auf einenkonjunktu-
rellenAufschwung reagiert. Dazu ge-
hört auch der zuletzt überproportio-
nale Rückgang bei den älteren Ar-
beitslosen, derenAnteil sich imÜbri-
gen bereits vor derAgenda 2010 dank
des Abbaus von lohnenden Möglich-
keiten zur Frühverrentung von ei-
nem Drittel auf ein Viertel reduziert
hatte – also in etwa auf denWert, der
auch heute noch gilt.
Eswäre glaubwürdiger undbefrei-

ender, wenn Sinn undNutzen derAr-
beitsmarktreformen in der Agenda
2010 endlich realistisch interpretiert,
aber zugleich dieGrenzen diesesAn-
satzes aufgezeigt würden. Kern der
Arbeitsmarktreformen war es, einer-
seits die Anreize zur Arbeitsauf-
nahme zu erhöhen, indem die Ar-
beitslosenhilfe abgeschafft wurde
und so die Transferleistungen für die
Mehrheit der Langzeitarbeitslosen
deutlich sanken. Andererseits sollte
kein Arbeitslosermehr zumpassiven
Transferempfänger degradiert wer-
den, sondern durch individuell ange-
passteMaßnahmengefördert undda-
mit für den Arbeitsmarkt aktiviert
werden. All dieses dient dazu, die in-

dividuellen Beschäftigungschancen
zu erhöhen. Dies ist verdienstvoll
und legitimiert den Kern einer sol-
chenReform.
Man sollte aber auch die Neben-

wirkungen und Grenzen des Ansat-
zes nicht aus den Augen verlieren.
Eine der spürbarsten Nebenwirkun-
gen ist der merklich verschärfte

Lohndruck nach unten. Von man-
chen war dies gewollt, weil sie sich
hiervon mehr Arbeitsplätze in die-
semSegmentdesArbeitsmarktes ver-
sprachen.Dieser Erfolg ist bisher aus-
geblieben, denn der Aufschwung am
Arbeitsmarkt begann – wie üblich –
dort, wo die Güternachfrage am
stärksten expandierte. Dies waren
die Exportwirtschaft und die Investi-
tionsgüterindustrie, nicht gerade Be-
reiche, in denen Langzeitarbeitslose
wieder Beschäftigung finden. Statt-
dessen hat der Lohndruck die Ein-
kommensperspektiven vieler ge-
drückt, was sich gleichfalls negativ

auf die Konsumneigung auswirkte.
Die erhoffte Beschäftigungswir-

kung des Lohndrucks ist ausgeblie-
ben, weil er mit einem negativen
Nachfrageimpuls einherging. Dies
hätte vermieden werden können,
wenn man zeitgleich Mindestlöhne
eingeführt hätte, die dem Lohndruck
zumindest eine untere Schranke ge-
setzt hätten. Dieser Zusammenhang
ist aber seinerzeit nur von wenigen
gesehenworden.
Diese Überlegungen zeigen aber

auch die Grenzen der Arbeitsmarkt-
reformen auf: Sie können keinenAuf-
schwung auslösen. Im besten Fall,
der in Deutschland eben wegen des
Lohndrucks aber nicht gegeben war,
behindern sie diewirtschaftlicheDy-
namik nicht. Der Aufschwung geht
immer vom Gütermarkt aus. Dessen
wichtigste Auslöser sind jedoch im
Auslandund inder binnenwirtschaft-
lichen Stabilisierungspolitik zu su-
chen.
So haben die hervorragende Ex-

portkonjunktur und das Ende des fis-
kalpolitischen Bremskurses in den
Jahren 2005/2006 entscheidend dazu
beigetragen, die Konjunktur in
Deutschland zu beleben. Nur bei ho-
her Dynamik auf den Gütermärkten
entstehen neue Arbeitsplätze, greift
also einAufschwung auf denArbeits-
markt über. Deshalb steigt auch die
Beschäftigung nicht gleich zu Beginn

eines Aufschwungs, sondern erst,
wenn dessen Dynamik die Beschäfti-
gungsschwelle überschreitet. Imder-
zeitigen Aufschwung hat sich diese
Wirkung erst im Laufe des Jahres
2006 entfaltet. Erst seither sind trotz
höherer individueller Flexibilität die
gesamtwirtschaftlichen Beschäfti-
gungschancen spürbar gestiegen.
Dies allerdings auf die Arbeitsmarkt-
reformen zurückzuführen ist ein Irr-
tum.
Gleichwohl könnten die Refor-

men im späteren Verlauf des Zyklus
noch hilfreich sein. Wenn nach einer
hoffentlich langen Aufwärtsentwick-
lung Arbeitskräfte knapp werden,
dürften die verstärkten Arbeitsan-
reize ein erhöhtes Arbeitskräftepo-
tenzial zur Wirkung kommen lassen.
Der Aufschwung kann dann länger
anhalten, als dies ohne die Reformen
geschehenwürde.
Wenn man diese Möglichkeiten

und Grenzen der Reformen beachtet
und sie in den richtigen Rahmen
stellt, sollte sich ein erheblich nüch-
ternerer Umgang mit der Agenda
2010 einstellen. So können Änderun-
gen und vor allem Verbesserungen
umgesetzt werden, die nicht zuletzt
auch die Akzeptanz der Agenda 2010
in der Bevölkerung steigen lassen.
Daswürde auch derwirtschaftlichen
Entwicklung zugutekommen.

gastautor@handelsblatt.com

D ie unverhohlene Freude, mit
der Deutschlands Oberlok-

führer Manfred Schell, der Chef
der Gewerkschaft GDL, nach dem
Chemnitzer Richterspruchden ju-
ristischen Freibrief für Streiks in
allen Verkehrsbereichen der Bahn
quittierte, lässt das Schlimmste be-
fürchten. Die vergleichsweise
kleine Facharbeiter-Truppe der
Lokführer hat es jetzt in derHand,
den Schienenverkehr in Deutsch-
land massiv lahmzulegen und für
erhebliche volkswirtschaftliche
Schäden zu sorgen.
Abermals hat dieGewerkschaft

ein „Ultimatum“ an die Bahnfüh-
rung gestellt. Sie will ein neues
und besseres Angebot als das bis-
herige auf demVerhandlungstisch
sehen, dem sie allerdings bislang
ferngeblieben ist.
Es ist grotesk: Da wird in Inter-

views und Statements auf beiden
Seiten der Ernst der Lage und die
Sturheit der anderen Seite be-
klagt, aber überhaupt nicht mitei-
nander geredet. Und das schon

seitMonaten!Dasmag in derSand-
kiste im Streit ums Schäufelchen
gehen. Aber dieser Tarifkonflikt
gehört aus der Sandkiste heraus.
Mit Tarifautonomie hat dasNicht-
Verhandeln und bloße Beharken
jedenfalls nicht viel zu tun.
Wie immer in einer solchen

Lage werden beide Seiten nicht
vermeiden können, sich einander
anzunähern. Das fordert Opfer,
und man sollte wohl darauf be-
dacht sein, dass das Gegenüber
das Gesicht wahrt.
So kann der Bahnvorstand auf

die neuerliche Streikdrohung
nicht mehr nur mit Kopfschütteln
reagieren. Er sollte konkret aufzei-
gen,wieLokführer von längst anvi-
sierten neuen Entgeltstrukturen
konkret profitieren könnten. Und
der GDL sollte dies für ihre Mit-
glieder wichtiger sein als das Be-
harren auf einem eigenständigen
Tarifvertrag. Beide Seiten sollten
an eine Lebensweisheit denken:
Der Klügere gibt nach.
krummheuer@handelsblatt.com
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Neue Priorität

BAHNSTREIK

Raus aus der Sandkiste!

D ie Türkei hat an der Grenze
zum Nordirak eine mächtige

Drohkulisse aufgebaut. Rund
100 000Soldatenhat Premierminis-
ter Recep Tayyip Erdogan an die
Grenze befohlen. Es ist fraglich, ob
Ankaras Regierungschef eine Inva-
sion des Iraks politisch überhaupt
noch verhindern kann. Denn im
Konflikt mit den Rebellen der kur-
dischen Arbeiterpartei der PKK
hat er sich in die Hände des Mili-
tärs begeben. Das ist eine Ironie
der Geschichte. Denn Erdogan
wollte den politischen Einfluss der
Generäle eigentlich beschränken.
Sollte sich die Regierung in An-

kara trotz aller Mahnungen aus
USA und EU entschließen, das
PKK-Problemmit Gewalt zu lösen,
droht ihr gleich mehrfaches Un-
heil. Dann stünde nicht nur der
Irak vor einer neuen Zerreißprobe.
Dannwürde auchdas spannungsge-
ladene Verhältnis zu den USA ei-
nem Zerwürfnis ausgesetzt, das
kaum zu kitten wäre. Und die EU
wird einer Invasion ebenfalls kaum
tatenlos zusehen können.

Von Erdogans heutigem Treffen
mit US-Präsident Bush hängt eine
Menge ab.Wenn sich Bush nicht in
ein gefährliches Dilemma manö-
vrieren will, so muss er dem türki-
schen Premier ein klares Konzept
vorlegen, denn Ankara will Taten
sehen. Washington will zwar ge-
meinsam mit Ankara gegen die re-
bellischen Kämpfer vorgehen.
Doch wie, das bleibt offen. Einen
Einmarsch des strategischen Ver-
bündeten kann Bush jedenfalls
nicht tolerieren.
Bush und Erdogan müssen also

über den Tag hinausdenken. Selbst
wenn ein Militärschlag kurzfristig
Entlastung schaffen könnte: Die
Wurzeln des Konflikts liegen zu
tief, als dass so eine dauerhafte Lö-
sung denkbar wäre. Nur wenn An-
kara den Kurden kulturell, poli-
tisch und wirtschaftlich eine Zu-
kunft in der türkischen Gesell-
schaft bietet, kann den Terroristen
jener Nährboden entzogen wer-
den, der den Konflikt immer wie-
der aufs Neue entfacht.

rabe@handelsblatt.com

TÜRKEI

Gefährliches Dilemma
D

ie Idee,Kaufhof undKar-
stadt zu fusionieren, geis-
tert schon seit Jahren
durch den deutschen
Einzelhandel. Dafür,

dass eine „Kaufstadt“ einer „Deut-
schen Warenhaus AG“, von der
schon frühere Vorstandsvorsitzende
von Karstadt-Quelle träumten, bald
Realität sein könnte, gibt es gute
Gründe.
Mit Thomas Middelhoff und Eck-

ard Cordes sitzen keine Krämersee-
len an der Spitze der deutschenKauf-
hauskonzerne, sondern knallharte
Strategen. Arcandor-Chef Middel-
hoff kommt von Bertelsmann, Me-
tro-Chef Cordes von Daimler-Chrys-
ler. Keiner von beiden gilt als Beden-
kenträger oder Bestandsschutzwah-
rer, wenn es um verlustreiche oder
renditeschwache Töchter geht. Als
ihr Verbindungsmann fungiert Ale-
xander Dibelius. Der Deutschland-
Chef der Investmentbank Goldman
Sachs hält engen Kontakt zu Cordes
und berät Middelhoff beim Umbau
der alten Tante Karstadt-Quelle zur
Holding Arcandor.
Die Zeit ist reif für Veränderung.

Die Landschaft im deutschenHandel
hat sich gewandelt. Doch Karstadt
undKaufhof blieben als dieK.u.k-Mo-
narchie der deutschen Innenstädte
ihrer Parole „Tausendfach alles unter
einem Dach“ und ihrem Leitstern ei-
ner „goldenen Mitte“ verhaftet. Wa-
ren, welche die Kunden den Konzer-
nen zu Zeiten des Wirtschaftswun-
ders und der Wiedervereinigung
noch aus den Regalen rissen, setzen
in der Überflussgesellschaft Staub

an. Den vielfältigen Interessen der
Deutschen wird eine ausdifferen-
zierte Handelslandschaft mit Dis-
countern und Fachhandelsketten
eher gerecht.
Doch es gibt durchaus Vorbilder

für erfolgreiche Kaufhauskonzepte
im In- und Ausland. Galerie Lafa-
yette in Frankreich, El Corte Inglés in
Spanien und Selfridges in Großbri-
tannien haben sich dem Wandel ak-
tiv gestellt und konzentrieren sich
heute auf das gehobene Genre. In
Deutschlandhat derHamburgerOut-
doorspezialist Globetrotter ein Zu-
kunftskonzept für den Sportfachhan-
del entwickelt. Globetrotter verkauft
nicht nur Steigbügel und Drei-La-
gen-Jacken wie etwa auch Karstadt-
Sport, sondern bietet mit Kletter-
wand und Kältekammer auch Mög-
lichkeiten zum Ausprobieren. Ein-
kaufen wird zum Erlebnis. Und da-
von profitieren sogar die anonymen
Verkaufskanäle vonGlobetrotter: Ka-
talog undOnline-Shop.
Der Wettbewerb und die Charak-

tere Cordes, Dibelius und Middel-
hoff machen eine Fusion von Kar-
stadt und Kaufhof wahrscheinlich.
Die Strategen brauchen aber auch
Köpfe und Konzepte für ihre „Kauf-
stadt“. Denn sonst ist es wieder nur
eine Frage der Zeit, bis eine deutsche
WarenhausAGeinÜbernahmekandi-
dat ist. DerName „Kaufstadt“müsste
Programm sein: ein Kaufhaus, das in
Atmosphäre und Angebot ausrei-
chend Anreize zum Kauf setzt und
den lokalen Bedürfnissen der Stadt
und ihrer Bevölkerung entspricht.
Der Aufbau solcher Kaufstädte

wird Investitionen in Milliarden-
höhe verschlingen und Jahre dauern.
Dasbedeutetwohl auch eineKonzen-
tration auf wenige Standorte. Jedes
dritte der bundesweit 203 Karstadt-
und Kaufhofhäuser steht daher auf
dem Prüfstand. In Städten wie Düs-
seldorf, in denen es je zwei Filialen in
fußläufiger Entfernung gibt, dürfte
es sogar jedes zweite sein.
Eine Katastrophe für den deut-

schen Einzelhandel? Mitnichten! Eine
gut sortierte und gestaltete „Kauf-
stadt“ ist allemal besser als mittelmä-
ßige Kaufhofs und Karstadts Tür an
Tür. Die Uniformität und Austausch-
barkeit vieler Innenstädte ist in Zeiten
von Filialisierung undFranchisesyste-
men mit Esprit, Bijou Brigitte und
Douglas an jeder Ecke schon längst
da. Dieses Konzept wurde von Kar-
stadt undKaufhof in den vergangenen
Jahrenhäufig nur kopiert. DieKonzen-
tration auf 100 plus x Standorte dürfte
zudem die Aussicht auf längere Öff-
nungszeiten erhöhen.
Ob es einer „Kaufstadt“ gelingt,

eine eigene Identität und innere Viel-
falt zu entwickeln, wie es Globetrot-
ter oder Galerie Lafayette vorma-
chen, bleibt abzuwarten. Noch hüllen
sich die Konzerne in Schweigen. Ob
es überhaupt zu einer Fusion kommt,
liegt zudem nicht nur in Middelhoffs,
Cordes’ und Dibelius’ Händen, son-
dern auch indenendesBundeskartell-
amts. Das Amt wird die Fusion nicht
nach Marktanteilen beurteilen, son-
dern nach der lokalen Verfügbarkeit
von Produktgruppen wie Bücher,
Nachtwäsche und Delikatessen.

kewes@handelsblatt.com

ZITATDESTAGES

Pervez Musharraf entpuppt
sich als Wiederholungstä-
ter. ZumzweitenMal seit sei-

nemPutsch 1999hat PakistansPrä-
sident und Armeechef den Not-
stand ausgerufen, die Verfassung
außer Kraft gesetzt und damit de
facto das Kriegsrecht verhängt.
Die Entmachtung der Justiz,

die massiven Einschränkungen
der Pressefreiheit sowie die Ver-
haftung namhafter Anwälte und
Oppositionspolitiker rechtfertigt
derMilitärherrschermit dem dro-
henden Kollaps der Nation unter
dem Ansturm radikaler Islamis-
ten.Dabei hat derGeneral die fort-
schreitende Destabilisierung des
zweitgrößten mehrheitlich musli-
mischenLandes derWelt entschei-
dend mit zu verantworten.
Schließlich geht dort seit acht Jah-
ren alleMacht von ihm aus.
Sein zweiter

Coup rückt Pakis-
tan noch näher an
denAbgrund. Denn
der kalte Staats-
streich schwächt
die einzigen Kräfte,
die dem Land lang-
fristig Stabilität ver-
sprechen: eine un-
abhängige Justiz,
eine freie Presse und säkulare, de-
mokratische Parteien. Nur starke
Institutionen können ein Ge-
spenst bannen, das moderate Pa-
kistaner so sehr schrecktwiewest-
liche Regierungen: eine Macht-
übernahme durch Taliban-nahe
Mullahs bei der bislang einzigen
Atommacht der islamischenWelt.
Diese Gefahr wächst. Das zeigt

sich seit dem Sturm auf die Rote
Moschee mitten in Islamabad im
Juli. Unweit des Präsidentenpalas-
tes hatten dort schwer bewaffnete
Taliban-Anhänger einen sicheren
Hort gefunden. Ein Blutbad been-
dete diesenVorstoß radikaler Isla-
misten. Doch aus Rache kam es zu
einer Anschlagserie, die bislang
etwa 800Tote forderte. Die Hälfte
davon fiel Selbstmordattentätern
zumOpfer.Nur im IrakwütenTer-
roristen noch brutaler.
Das bekommt Musharraf auch

am eigenen Leib zu spüren: Vier
Mal war er Zielscheibe von Atten-
taten, mehrfach hing sein Leben
an einem seidenen Faden. Und so
zeigt sich das Dilemma Pakistans:
DasMachtgefüge ist auf einen star-
ken Mann zugeschnitten. Findet
der Präsident und Armeechef ein
plötzliches Ende, könnte das Land
leicht ins Chaos stürzen.
Noch besorgniserregender ist

die schleichende Demoralisie-
rung seiner wichtigsten und
stärksten Institution.DerKrieg ge-
gen einen inneren Feind, für den
sie nicht geschaffen ist, ver-
schleißt die Armee. Beim Ver-
such, staatliche Kontrolle in den
Stammesgebieten entlang der af-
ghanischen Grenze auszuüben,
sindHunderte von Soldaten gefal-
len. Und dennoch dehnen die Isla-

misten ihre Einflussgebiete im-
merweiter über die ProvinzWazi-
ristan hinaus aus. Jetzt haben sie
auch die Kontrolle über das Swat-
Tal erlangt. Polizei und Militärs
flohen aus der einst friedlichen
Touristenhochburg. Zuvor hatten
sich an der afghanischen Grenze
300 Soldaten den Taliban ergeben
und ihren Oberbefehlshaber Mu-
sharraf so tief gedemütigt.
Dieser steht jedoch keineswegs

nur wegen der Islamistenmit dem
Rücken zur Wand. Das war viel-
mehr ein Vorwand für die Ausru-
fung des Notstands. Eine erstar-
kende säkulareOpposition gefähr-
det seine Macht viel mehr. Dank
kritischer Medien wurde die von
Musharraf imMärz verfügteAblö-
sung des obersten Verfassungs-
richters zum Rohrkrepierer. Eine
Massenbewegung erzwang des-

sen Wiedereinset-
zung. Der Justizap-
parat entwickelte
seither einevonvie-
lenunerwarteteWi-
derstandskraft ge-
gen die Willkür-
herrschaftMushar-
rafs. Der musste
fürchten, dass die
Verfassungsrichter

dieseWoche seine gerade erfolgte
Wiederwahl als Präsident annul-
lierenwürden.
Die rebellischen Medien und

die Juristen flößten der ge-
schwächten Zivilgesellschaft Pa-
kistans neuenMut ein. Sie begann,
sich neu zu organisieren. Götter-
dämmerung lag jedoch spätestens
in der Luft, als Hunderttausende
Anhänger der Oppositionsikone
Benazir Bhutto bei ihrer Rückkehr
aus dem Exil einen triumphalen
Empfang bereiteten. Konfrontiert
mit einem rasanten Popularitäts-
verlust, schien Musharraf bereit,
seinebröckelndeMachtmit Politi-
kern der Opposition zu teilen und
diese in eine gemeinsameFront ge-
gen Extremisten einzubinden.
Diese Chance hat der General

nun verspielt. Ihm muss gedäm-
mert haben, dass eine Zusammen-
arbeit mit Demokraten und die
zum Jahresende in Aussicht ge-
stellten freien Wahlen der Anfang
seines Endes wären. Musharrafs
Versprechen, das Land in eine De-
mokratie zu überführen, ist nun
als das enttarnt, was es immer
war: opportunistisches Ge-
schwätz zur Beruhigung der USA,
seineswichtigsten Alliierten.
Lässt der Westen Musharrafs

Finten aus kurzfristigen Sicher-
heitsinteressen wieder durchge-
hen, trägt er Mitverantwortung
für den Niedergang des Landes.
DenndasVakuum, das einemund-
tot gemachte Opposition und eine
neutralisierte Zivilgesellschaft
schaffen, ist für radikale Mullahs
ein Gottesgeschenk. Pakistan am
Abgrund, das kann dem Westen
nicht gleichgültig sein.

o.mueller@handelsblatt.com
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Am Abgrund
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Direktor des Instituts
fürMakroökonomie und
Konjunkturforschung
(IMK) in der
Hans-Böckler-Stiftung

PERVEZMUSHARRAF,
PakistansPräsidentundArmeechef, in seinerBegründung für dieVer-
hängung des Ausnahmezustands über das Land.

DER ÖKONOMISCHE GASTKOMMENTAR

Die Grenzen der Agenda 2010
Reformen auf dem Arbeitsmarkt können keinen wirtschaftlichen Aufschwung auslösen
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„Ich kann
diesem Land
nicht erlauben,
Selbstmord
zu begehen.“

Die Schwäche der

Zivilgesellschaft

ist für radikale

Mullahs ein
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